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Gemäss Jahresbericht 2004 der Sozialhilfe der Stadt Basel waren im Jahr 2004 rund die Hälfte 
der Sozialhilfebezüger/innen Ausländer. Die Gründe für diesen hohen Ausländeranteil liegen 
unter anderem bei der tiefen beruflichen Qualifikation, dem ungenügenden Ausbildungsstand 
und den mangelnden Sprachkenntnissen. Viele dieser Personen sind zudem kaum in unsere 
Gesellschaftsstruktur integriert. Auch wenn viele den Anschluss schaffen, hat doch ein nicht 
unwesentlicher Teil dieser Bevölkerungsgruppe aus biographischen Gründen kaum Aussichten, 
aus der Fürsorgeabhängigkeit ausbrechen zu können. 

In ihren Ursprungsländern hätten diese Menschen aber weniger kulturell bedingte Defizite 
auszuweisen, somit mehr Chancen auf dem Arbeitsmarkt und könnten so ihr Leben ohne 
Unterstützung selbständig gestalten. Die Sozialhilfe verfügt über das Instrument der 
Rückkehrhilfe. Damit wird Ausländern geholfen, die in der Schweiz kaum Aussichten haben, 
jemals ohne Sozialhilfebeiträge leben zu können. Die Rückkehrhilfe leistet für diese Personen 
bei Rückkehr in ihre Ursprungsländer eine Starthilfe und bietet Perspektiven für ein Leben ohne 
Fürsorgeabhängigkeit. Diese sinnvolle Unterstützungsmöglichkeit wird aber nur sehr spärlich 
eingesetzt (2004: 6; 2005: 12 Ausreisen mit Rückkehrhilfe). 

Die Unterzeichnenden bitten den Regierungsrat zu prüfen und zu berichten, wie die 
Rückkehrhilfe verstärkt eingesetzt werden kann, damit einerseits den betroffenen Personen 
Perspektiven der selbständigen Lebensgestaltung geboten werden können und andererseits 
eine nachhaltige Entlastung de Ausgaben der Sozialhilfe erzielt wird. 
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